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35. Abgeordnete
Sylvia
Bonitz
(CDU/CSU)

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt,
dass verstorbenen Babys in Deutschland ohne
Einwilligung der Eltern Organe entnommen
wurden, und über welchen Zeitraum erstreckte
sich diese Praxis?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Christa Nickels
vom 6. Januar 2000

Bei der gegenwärtigen Diskussion über die Entnahme von Organen
bei toten Babys geht es ausschlieûlich um Säuglinge, die an dem so ge-
nannten Plötzlichen Kindstod gestorben sind. Jedenfalls ethisch pro-
blematisch erscheint dabei, dass Organe, insbesondere Herz und
Hirn, möglicherweise zu Forschungszwecken nicht nur entnommen,
sondern auch aufbewahrt worden sein könnten, ohne dass dies noch
von der Einverständniserklärung der betroffenen Eltern gedeckt ge-
wesen wäre. Hiervon hat die Bundesregierung im Vorfeld der Sen-
dung des ARD-Fernsehmagazins Panorama vom 16. Dezember 1999
durch Anfrage seitens der Medien am 10. Dezember 1999 erfahren.

Die Entnahme und Untersuchung von Herz und Hirn am Plötzlichen
Kindstod gestorbener Babys ist zu Forschungszwecken im Rahmen
der multizentrischen Studie des rechtsmedizinischen Instituts der Uni-
versität Münster erfolgt. Diese europaweit gröûte und umfassendste
wissenschaftliche Studie zum Plötzlichen Kindstod wird als Bestand-
teil des Gesundheitsforschungsprogramms der Bundesregierung vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung mit dem Ziel geför-
dert, weitere Erkenntnisse über Ursachen dieser häufigsten Todesur-
sache im Säuglingsalter und Präventionsmöglichkeiten zu erhalten.
Dabei handelt es sich um eine Nachfolgestudie einer vorangegange-
nen, mit deren Hilfe solche Todesfälle in Deutschland von rund 1 400
auf 600 bis 700 halbiert werden konnten. Mit ihr wird nochmals eine
deutliche Reduzierung der Häufigkeit des Plötzlichen Kindstodes an-
gestrebt. Die für die Studie erforderliche Entnahme von Organen war
von 14 Ethikkommissionen und vom Gutachtergremium des Förde-
rers gebilligt worden.

Im Rahmen der Studie sind bislang 129 Untersuchungen vorgenom-
men worden, davon in 121 Fällen staatsanwaltschaftlich (§ 87 Abs. 2,
Abs. 4 StPO) angeordnet. Eine aufgrund der Strafprozessordnung an-
geordnete Obduktion kann ohne Einverständnis der Angehörigen
bzw. der gesetzlichen Vertreter erfolgen. Die Entnahme von Leichen-
teilen ist grundsätzlich auf das zur Sachaufklärung Erforderliche be-
schränkt. Die Strafprozessordnung bietet keine Rechtsgrundlage da-
für, Obduktionen und damit gegebenenfalls einhergehende Organ-
entnahmen zu näheren Untersuchungen durchzuführen, wenn weite-
rer Zweck nicht mehr die Aufklärung der Todesursache im Hinblick
auf eine mögliche Straftat ist, sondern andere Zwecke, wie die der wis-
senschaftlichen Forschung, verfolgt werden. Hierfür sind Rechts-
grundlagen in anderen Bereichen bzw. aufgrund anderer rechtlicher
Institute, wie beispielsweise des Einverständnisses der Angehörigen,
erforderlich.
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Nach Vorliegen einer Einverständniserklärung der Eltern wurden in
allen Fällen Organe und Organteile zu weiteren wissenschaftlichen
Untersuchungen zu den Neuropathologen, die im Rahmen der Studie
arbeiten, weitergeleitet. Dort wurden feingewebliche Materialproben
entnommen bzw. Teile von Organen untersucht. Dieser Untersu-
chungsumfang war von der mündlichen Aufklärung und der schriftli-
chen Einverständniserklärung der Eltern gedeckt. In der überwiegen-
den Anzahl dieser 121 Fälle wurden die Organe nach Beendigung der
Forschungsarbeiten an die Staatsanwaltschaft zurückgegeben. In 33
Fällen ist Obduktionsmaterial bei den Forschern im rechtsmedizini-
schen Institut der Universität Münster verblieben. In acht Fällen ist
die Obduktion aus rein wissenschaftlichen Gründen durchgeführt
worden. Dies erfolgte nach Zustimmung seitens der Eltern. Auch in
diesen Fällen sind offensichtlich nicht nur Teile des Gehirns, sondern
in einigen Fällen das gesamte Gehirn bei den Forschern verblieben.
Recherchen des Bundesministeriums für Bildung und Forschung ha-
ben ergeben, dass bei der Aufklärung den Eltern offensichtlich in eini-
gen Fällen nicht hinreichend deutlich klar gemacht wurde, dass ganze
Organe bei ihren verstorbenen Babys entnommen und zu Forschungs-
zwecken aufbewahrt werden.

Nach den vorliegenden Erkenntnissen sind in keinem Fall Organe,
Organteile oder Gewebe zum Zwecke der Transplantation entnom-
men worden.

36. Abgeordnete
Sylvia
Bonitz
(CDU/CSU)

Was unternimmt die Bundesregierung, um
diese ethisch problematische Praxis künftig so-
wohl juristisch wie praktisch unmöglich zu ma-
chen, und in welcher Weise werden die für die
Vorfälle Verantwortlichen zur Rechenschaft
gezogen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Christa Nickels
vom 6. Januar 2000

Nach Bekanntwerden dieser Vorfälle hat das Bundesministerium für
Bildung und Forschung als Förderer der Studie angeordnet, dass die
die Studie durchführenden ¾rzte über den gesamten Umfang der von
ihnen durchzuführenden Forschungsarbeiten die Eltern ausführlich
informieren, diesen Umfang genau spezifizieren und von den Eltern
das schriftliche Einverständnis einholen. Auûerdem sind die ¾rzte
umgehend angewiesen worden, in den Aufklärungsgesprächen mit
den Eltern ein besonderes Augenmerk auf den Umgang mit der Lei-
che des verstorbenen Kindes und auf den Umfang der Forschungsar-
beiten zu legen, um sicherzustellen, dass sich die Eltern völlig im Kla-
ren darüber sind, wofür sie die Einverständniserklärung abgeben.
Darüber hinaus wird das Bundesministerium für Bildung und For-
schung mit dem Arbeitskreis Medizinischer Ethik-Kommissionen in
der Bundesrepublik Deutschland bei der Bundesärztekammer dahin-
gehend Gespräche führen, wie künftig generell der Wortlaut von Ein-
verständniserklärungen zu Obduktionen für Forschungszwecke zu ge-
stalten ist. Dementsprechend wird das Bundesministerium für Bildung
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und Forschung diese zur Grundlage seiner Förderrichtlinien in die-
sem Bereich machen.

Maûnahmen der Strafverfolgung einschlieûlich der Anordnung straf-
prozessual bedingter Obduktionen sind Aufgabe der Länder und de-
ren Justiz- und Strafverfolgungsbehörden. Ob das Verhalten der For-
scher, die Eltern nicht über den vollen Umfang der Untersuchungen
und damit verbundene Organentnahmen aufgeklärt zu haben, straf-
rechtliche Relevanz besitzt, ist zweifelhaft. Die Staatsanwaltschaft
Münster hat sich aber bereits umgehend mit dem Projektleiter der
Studie zum Plötzlichen Kindstod in Verbindung gesetzt und unter-
sucht die Möglichkeit eines hinreichenden Tatverdachts insbesondere
im Hinblick auf die Störung der Totenruhe (§ 168 Abs. 1 StGB) und
die Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener (§ 189 StGB). Die
Bundesregierung wird mit den Landesjustizverwaltungen erörtern, ob
und gegebenenfalls wie bei der Durchführung von Obduktionen die
Achtung der Totenwürde und des Rechts der Totensorge stärker ge-
wahrt werden muss.

37. Abgeordneter
Benno
Zierer
(CDU/CSU)

Unter noch welchen anderen Bezeichnungen
wird Aluminium nach Kenntnis der Bundesre-
gierung in Hautcremes, Deostiften und ¾hnli-
chem verwendet (bitte genaue Auflistung)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Christa Nickels
vom 10. Januar 2000

Aluminium und eine groûe Zahl von chemischen Verbindungen mit
Aluminium werden in kosmetischen Mitteln verwendet. Die nachste-
hende Tabelle 1 enthält diejenigen Aluminium-Bestandteile, die im
Beschluss der EU-Kommission vom 8. Mai 1996 zur Festlegung einer
Liste und einer gemeinsamen Nomenklatur der Bestandteile kosmeti-
scher Mittel (ABl. EG Nr. L 132 S. 1) aufgeführt sind. Der INCI-Na-
me dieser Stoffe ± es handelt sich dabei um die Internationale Nomen-
klatur kosmetischer Inhaltsstoffe ± muss bei kosmetischen Mitteln in
der vorgeschriebenen Liste der Bestandteile angegeben werden. Ne-
ben dem INCI-Namen ist in der Tabelle 1 bei den einzelnen Stoffen
noch die internationale chemische Bezeichnung nach IUPAC angege-
ben.

38. Abgeordneter
Benno
Zierer
(CDU/CSU)

Vor welchen Bestandteilen im Einzelnen, die
in Hautcremes, Deostiften und ¾hnlichem ent-
halten sein können, ist aus Sicht der Bundes-
regierung wegen möglicher Gefahr für die
Gesundheit zu warnen, und unter welchen
Bezeichnungen im Einzelnen werden diese
Bestandteile verwendet (bitte jeweils genaue
Auflistung)?
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